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Erfahrungen mit der Arbeitnehmerfreizügigkeit und den Veränderungen bei der 
Dienstleistungsfreiheit seit dem 1. Mai 2011 


Vorbemerkung der Fragesteller 

Seit dem 1. Mai 2011 ist für die acht EU-Staaten (EU-8-Staaten) Polen, Un- 
garn, Tschechien, Slowakei, Slowenien, Estland, Lettland und Litauen die un- 
eingeschränkte Arbeitnehmerfreizügigkeit in Kraft getreten, gleichzeitig ende- 
ten die sektoralen Beschränkungen der Dienstleistungsfreiheit. Für Bulgarien 
und Rumänien enden die derzeit geltenden Übergangsbestimmungen im De- 
zember 2011, sofern die Bundesregierung keine Verlängerung dieser Regelun- 
gen um zwei Jahre beantragt. 

Arbeitnehmerfreizügigkeit und Dienstleistungsfreiheit gehören zu den Grund- 
freiheiten der Europäischen Union. In der Bundesrepublik Deutschland ist eine 
Kultur des Willkommens für Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer zu etablie- 
ren, die gleichzeitig verhindert, dass ausländische Arbeitskräfte schlechter be- 
handelt werden, als inländische Arbeitskräfte. Die Entwicklung des deutschen 
Arbeitsmarktes ist daher dahingehend zu untersuchen, wie sich die Arbeits- 
bedingungen, das Lohngefüge in den einzelnen Branchen und auch die prekäre 
Beschäftigung entwickeln, überdies stellt sich die Frage nach den Möglichkei- 
ten effektiver Kontrollen zum Schutz der Beschäftigten. 


Vorbemerkung der Bundesregierung 

Die Bundesregierung beobachtet die Auswirkungen der Arbeitnehmerfreizü- 
gigkeit auf den deutschen Arbeitsmarkt seit dem 1. Mai 2011 fortlaufend. Die 
Bundesagentur für Arbeit veröffentlicht monatlich Hintergrundinformationen 
zur Entwicklung der Beschäftigung in Folge der uneingeschränkten Arbeitneh- 
merfreizügigkeit (vgl. Ausschuss für Arbeit und Soziales, Ausschussdmcksa- 
che 17(11)710). Bislang zeigen sich keine starken Auswirkungen auf Beschäf- 
tigung oder Zuwanderung. Eine detaillierte Analyse der möglichen Auswirkun- 
gen auf Beschäftigung und Arbeitsbedingungen ist erst im Laufe des kommen- 
den Jahres möglich, weim die entsprechenden Daten vorliegen. 


Die Antwort wurde namens der Bundesregierung mit Schreiben des Bundesministeriums für Arbeit und Soziales vom 14. De- 
zember 2011 übermittelt. 

Die Drucksache enthält zusätzlich - in kleinerer Schrifttype - den Fragetext. 
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Im Übrigen weist die Bundesregierang darauf hin, dass die Verlängerung der 
Übergangsregelungen gegenüber Bulgarien und Rumänien nicht beantragt wer- 
den muss. Nach dem Beitrittsvertrag ist die weitere Inanspruchnahme gegen- 
über der Europäischen Kommission mitzuteilen und zu begründen. Ein Antrag 
bzw. eine Genehmigung durch die Kommission sind hingegen nicht vorgese- 
hen. 


1. Aus welchen europäischen Ländern sind Arbeitskräfte auf dem Arbeits- 
markt in der Bundesrepublik Deutschland tätig, und wie hat sich die Zahl 
der ausländischen Arbeitskräfte seit Januar 2011 monatlich in den einzelnen 
Bundesländern und in den einzelnen Branchen entwickelt (bitte nach Be- 
schäftigten, die im Rahmen der Arbeitnehmerfreizügigkeit hier arbeiten, 
entsandten Beschäftigten und nach Geschlecht differenzieren)? 

Die Frage kann größtenteils auf Basis der Beschäftigungsstatistik der Bundes- 
agentur für Arbeit (BA) beantwortet werden. Flier kaim nach der Staatsangehö- 
rigkeit der Beschäftigten am Arbeitsort Deutschland unterschieden werden. Ak- 
tuelle endgültige Werte liegen derzeit bis Mai 2011 vor. 

ln Deutschland sind Staatsbürger aus allen europäischen Ländern beschäftigt. 
Die Entwicklung der sozialversicherangspflichtig beschäftigten Ausländer zwi- 
schen Januar und Mai 2011 nach Geschlecht und Wirtschaftszweig wird in Ta- 
belle 1 und die Entwicklung nach Bundesländern in Tabelle 2 im Anhang dar- 
gestellt. Die Abgrenzung der Staatsangehörigkeit erfolgt in der Summe einmal 
für alle Ausländer aus europäischen Ländern, wobei die geographische Abgren- 
zung Europas gewählt wurde einschließlich Kasachstan, Russland, Türkei und 
Zypern. Zudem werden die Personen aus den acht neuen EU-Mitgliedstaaten 
Polen, Ungarn, Tschechien, Slowakei, Slowenien, Estland, Lettland und Li- 
tauen dargestellt, für die ab dem 1. Mai 2011 die uneingeschränkte Arbeitneh- 
merfreizügigkeit gilt. 

Eine Interpretation der monatlichen Entwicklung der Beschäftigtenzahlen ist 
nicht siimvoll, da diese wesentlich durch saisonale Effekte beeinflusst ist. Zu 
den Auswirkungen der Arbeitnehmerfreizügigkeit seit dem 1. Mai 201 1 auf die 
Beschäftigung wird auf die monatliche Veröffentlichung der BA verwiesen. 
Eine Unterscheidung nach entsandten Beschäftigten ist nicht möglich. 


2. Wie hat sich die sozialversicherungspflichtige Beschäftigung der ausländi- 
schen Beschäftigten in den einzelnen Monaten seit Januar 2011 in den ein- 
zelnen Bundesländern entwickelt (bitte nach Geschlecht differenzieren)? 

Die Daten zu den sozialversicherangspflichtig beschäftigten Ausländem nach 
Geschlecht und Bundesland werden in Tabelle 2 im Anhang dargestellt. Es 
wird auf die Ausführungen in der Antwort zu Frage 1 verwiesen. 


3. Gibt es einen Anstieg von sozialversicherungspflichtigen Beschäftigungs- 
verhältnissen, von Niedriglohnbeschäftigung und von Arbeitnehmerüber- 
lassung im östlichen grenznahen Raum, welcher sich deutlich vom Trend 
abhebt, und wie stellt er sich in den einzelnen Grenzregionen jeweils dar? 

Zur Beantwortung der Frage können die sozialversicherangspflichtig Beschäf- 
tigten insgesamt und in der Arbeitnehmerüberlassung dargestellt werden. Die 
Auswertung erfolgt nach der Wirtschaftszweigklassifikation 2008 (WZ 08) und 
umfasst für die Arbeitnehmerüberlassung die Wirtschaftsgrappen 782 (Befris- 
tete Überlassung von Arbeitskräften) und 783 (Sonstige Überlassung von Ar- 
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beitskräften). Als östlicher grenznaher Raum werden die Bundesländer Meck- 
lenburg-Vorpommern, Brandenburg, Sachsen und Bayern ausgewählt. 

Aus den Daten in Tabelle 3 im Anhang ergibt sich, dass die Beschäftigung von 
Ausländem aus den acht neuen Mitgliedstaaten vergleichsweise stärker zuge- 
nommen hat als für alle Beschäftigten. Dabei fällt die Zunahme der sozialver- 
sicherangspflichtigen Beschäftigung in den Bundesländern mit einer Grenze 
nach Osteuropa nur wenig größer aus als für die übrigen Länder. Allein die Be- 
schäftigung in der Arbeitnehmerüberlassung hat in den Ländern mit einer 
Grenze nach Osteuropa — relativ gesehen — stärker zugenommen als in den übri- 
gen Bundesländern, allerdings sind hier die absoluten Zahlen sehr klein. 

Angaben zu Brattoarbeitsentgelten liegen für das Jahr 2011 bislang nicht vor. 


4. Wie hat sich die ausschließlich geringfügige Beschäftigung der aus- 
ländischen Beschäftigten nach Herkunftsländern und Geschlecht in den ein- 
zelnen Monaten seit Januar 2011 in den einzelnen Bundesländern ent- 
wickelt? 

Die Daten zu den ausschließlich geringfügig beschäftigten Ausländem werden 
in Tabelle 4 im Anhang dargestellt. Es wird auf die Ausfühmngen in der Ant- 
wort zu Frage 1 verwiesen. 


5 . In welchen zehn Berafsgruppen sind die meisten ausländischen Beschäftig- 
ten in den einzelnen Monaten seit Januar 2011 sozialversichemngspflichtig 
tätig (bitte nach Bundesländern und Geschlecht differenzieren)? 

Die Zahlen sind Tabelle 5 im Anhang zu entnehmen. Es wird auf die Ausfüh- 
mngen in der Antwort zu Frage 1 verwiesen. 


6. In welchen zehn Bemfsgruppen sind die meisten ausländischen Beschäftig- 
ten in den einzelnen Monaten seit Januar 2011 ausschließlich geringfügig 
tätig (bitte nach Bundesländern und Geschlecht differenzieren)? 

Die Zahlen sind Tabelle 6 im Anhang zu entnehmen. Es wird auf die Ausfüh- 
mngen in der Antwort zu Frage 1 verwiesen. 


7. Wie viele ausländische Selbständige (Einzel- oder Personengesellschaften) 
sind seit Januar 2011 in den einzelnen Monaten und in den einzelnen Bun- 
desländern tätig geworden, und aus welchen europäischen Herkunftslän- 
dern kommen diese Bürgerinnen und Bürger (wenn möglich auch jeweils 
nach Geschlecht differenzieren)? 

Angaben zur Entwicklung der Anzahl der ausländischen Selbständigen werden 
durch den Mikrozensus jährlich erhoben. Für das Jahr 2011 liegen hierzu noch 
keine auswertbaren Daten vor, so dass zum jetzigen Zeitpunkt noch keine Aus- 
sagen zu Verändemngen von Selbständigen für das Jahr 2011 möglich sind. 

Tabelle 7 im Anhang gibt einen Überblick über die Entwicklung der auslän- 
dischen gewerblich Selbständigen in der Rechtsform Einzeluntemehmen auf 
Basis der Gewerbeanzeigenstatistik. Aus der Schwankung der Monatsdurch- 
schnitte lässt sich keine statistische Signifikanz der Unterschiede herleiten, d. h. 
ein signifikanter Einfluss der Rechtsändemng seit dem 1 . Mai 2011 auf den Zu- 
gang von ausländischen gewerblich Selbständigen ist für diesen kurzen Zeit- 
raum nicht erkennbar. 


Drucksache 17/8222 


-4- 


Deutscher Bundestag — 17. Wahlperiode 


8. Ist seit dem 1. Mai 2011 ein Rückgang der Anzahl der Selbständigen aus 
den EU-8-Staaten zu vermerken, und wenn ja, in welchem Umfang? 

Es wird auf die Antwort zu Frage 7 verwiesen. 


9. Welche Erkenntnisse liegen der Bundesregierung zu den Entgelten von 
Beschäftigten vor, die im Rahmen der Arbeitnehmerfreizügigkeit aus den 
osteuropäischen Staaten nach Deutschland kommen (sofern möglich bitte 
im Vergleich zu den hiesigen Entgelten darstellen)? 

Angaben zu Entgelten und Verdiensten nach Staatsangehörigkeit für das Jahr 
2011 liegen der Bundesregierung nicht vor. 


10. Wie viele der ausländischen Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer oder 
der Selbständigen aus dem europäischen Ausland haben in welchen Bun- 
desländern ihren Wohnsitz genommen? 

Angaben zum Wohnsitz von zugewanderten Arbeitnehmerinnen und Arbeit- 
nehmern oder Selbständigen liegen der Bundesregierung nicht vor. Die Zahl 
der ausländischen Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer oder Selbständigen 
aus den Staaten der Europäischen Union nach Bundesländern wird im Siime der 
Frage im Ausländerzentralregister (AZR) statistisch nicht erfasst. Das AZR er- 
fasst zwar in Deutschland lebende Unionsbürger nach Bundesländern, jedoch 
ohne Differenzierung nach einer möglichen Beschäftigung. 

Aus der Beschäftigungsstatistik liegen Angaben zu sozialversicherungspflich- 
tig und geringfügig Beschäftigten nach Wohnort und Staatsangehörigkeit vor. 
Die monatliche Publikation der Bundesagentur für Arbeit zeigt die Verteilung 
der Beschäftigungszunahmen aufgrund der Arbeitnehmerfreizügigkeit auf die 
Bundesländer. Die Beschäftigungszunahmen köimen jedoch auch durch bereits 
in Deutschland wohnende Personen erfolgt sein. 


1 1 . Gibt es zwischenzeitlich ein Konzept zur Erfassung der entsandten Be- 
schäftigten, bei dem auch die Dauer der Entsendung und die Zahl der ge- 
leisteten Arbeitsstunden erfasst wird, um auf diese Weise die Auswirkun- 
gen der Entsendung auf den Arbeitsmarkt und das Lohnniveau abschätzen 
zu können (wenn nicht, bitte begründen)? 

Deutschland wird seitens der ausländischen Sozialversicherangsträger mit 
Flilfe des Formulars Al über Entsendungen in sein Floheitsgebiet unterrichtet 
und speichert die empfangenen Daten gemäß § 150 Absatz 3 des Sechsten Bu- 
ches Sozialgesetzbuch bei der Datenstelle der Deutschen Rentenversicherung 
in Würzburg. Eine Auswertung dieser Meldungen ermöglicht Aussagen zum 
Umfang der Entsendungen nach Deutschland. 

Daneben enthalten die vorgeschriebenen Meldungen von Entsendungen gemäß 
§18 des Arbeitnehmer-Entsendegesetzes (AEntG) und § 17b des Arbeitnehmer- 
überlassungsgesetzes (AÜG) einige über das Formular Al hinausgehende An- 
gaben bei Entsendungen in Branchen, in denen aktuell eine branchenspezifische 
Regelung einzuhalten ist. Diese zusätzlichen Inhalte sind allerdings von ihrer 
Art (z. B. Angaben zum inländischen Zustellungsbevollmächtigten des Arbeit- 
gebers oder des Ortes im Inland, an dem bestimmte für die Kontrolle wichtige 
Dokumente bereitgehalten werden) her nicht geeignet, eine statistische Aussage 
gerade zu den von den Fragestellern gewünschten Themen (Lohn, Arbeitszeit) 
zu ermöglichen. 
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Die zusätzliche Etablierung detaillierter Meldeverpflichtungen für Entsendun- 
gen in allen Branchen würde erheblichen Bedenken hinsichtlich der Vereinbar- 
keit mit der Dienstleistungsfreiheit gemäß Artikel 56 des Vertrages über die Ar- 
beitsweise der Europäischen Union begegnen. 


12. Wie hat sich die Zahl der Gewerbeanmeldungen seit dem 1. Mai 2011 
im Vergleich zu den Vorjahren verändert (bitte nach Bundesländern, Bran- 
chen, Herkunftsländern und Geschlecht aufschlüsseln)? 

Die Entwicklung der Gewerbeanmeldungen wird in den Tabellen 12a bis 12d 
im Anhang dargestellt. Eine Differenzierung nach Herkunftsländern und Ge- 
schlecht ist nur für einen Teilbereich möglich. 


13. Wie viele Genehmigungen zur Arbeitnehmerüberlassung wurden seit Ja- 
nuar 2011 monatlich in den einzelnen Bundesländern an europäische Un- 
ternehmen erteilt (bitte nach den Herkunftsländern der Leiharbeitsunter- 
nehmen differenzieren)? 

Die Durchführung des Arbeitnehmerüberlassungsgesetzes (AÜG) obliegt der 
Bundesagentur für Arbeit (BA). Erlaubnisbehörden sind jeweils die Regional- 
direktionen der BA, in deren Gebiet der Betriebssitz des Verleihers liegt. Die 
Erlaubnis für Verleiher mit Sitz im Ausland wird ebenfalls von den Regionaldi- 
rektionen der BA erteilt. Die BA hat hierzu die entsprechenden Zuständigkeiten 
festgelegt. Die Anzahl der Antragsteller aus den Staaten des Europäischen 
Wirtschaftsraums (EWR) in der Zeit von Januar bis November 2011, denen 
erstmalig eine Erlaubnis nach dem AÜG erteilt wurde, ist Tabelle 13 in der An- 
lage zu entnehmen. 


14. Wie wird die Kontrolle der Voraussetzungserfüllung für Leiharbeitsunter- 
nehmen aus den EU-8-Staaten gewährleistet? 

Für das Antragsverfahren und die Prüfung der Voraussetzungen für die Ertei- 
lung einer Erlaubnis nach dem Arbeitnehmerüberlassungsgesetz gelten für An- 
tragsteller aus dem Inland und den EU-8-Staaten die gleichen Anforderungen 
und Verfahrensvorschriften. Erforderliche Unterlagen in der jeweiligen Lan- 
dessprache sind in beglaubigter Übersetzung vorzulegen. 


15. Wie viele Entsendungen wurden in den einzelnen Monaten seit Januar 
2011 in die einzelnen Bundesländer vorgenommen (bitte nach Branchen 
und Geschlecht differenzieren)? 

Die bei der Datenstelle der Deutschen Rentenversicherung empfangenen Ent- 
sendebescheinigungen werden statistisch nicht nach einzelnen Bundesländern 
und übergeordneten Branchen differenziert erfasst. Bei den personenbezogenen 
Merkmalen wird das Geschlecht zwar erfasst. Es handelt es sich jedoch um ein 
optionales Merkmal, das in der Regel nicht ausgefüllt wird. 

Die Entsendebescheinigungen werden jedoch nach dem detaillierten Bran- 
chenschlüssel der Bundesagentur für Arbeit (derzeit 769 Branchen) — soweit 
möglich — zugeordnet und können im Bedarfsfall hiernach ausgewertet werden. 
Danach kann grundsätzlich auch gezeigt werden, wie viele entsandte Arbeitneh- 
mer — ausweislich der empfangenen Entsendebescheinigungen— in einem Monat 
tätig waren. Dabei ist allerdings zu berücksichtigen, dass die Bescheinigungen 
rückwirkend ausgestellt werden können und nicht alle Entsendungen im Voraus 
mitgeteilt werden; auch ist es nicht zwingend, dass der angegebene Entsende- 
zeitraum immer ausgeschöpft wird. 
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Unter diesem Vorbehalt wird die Zahl der in den Monaten seit Januar 2011 ent- 
sandten Arbeitnehmer in beispielhaft ausgewählten Branchen in Tabelle 15 im 
Anhang dargestellt. 


16. Wie viele Entsendungen wurden im Rahmen der Arbeitnehmerüberlas- 
sung in den einzelnen Monaten seit Januar 2011 in die einzelnen Bundes- 
länder vorgenommen (bitte nach Branchen und Geschlecht differenzie- 
ren)? 

a) Plant die Bundesregierung die Übergangsregelungen für Rumänien 
und Bulgarien über den 3 1 . Dezember 20 1 1 hinaus aufrechtzuerhalten? 

Wenn ja, wann, und wie will sie die Kommission über ihre Gründe in- 
formieren? 

b) Wenn nicht, mit welcher Begründung? 

Die Bundesagentur für Arbeit wertet im Rahmen der Durchführung des Arbeit- 
nehmerüberlassungsgesetzes statistisch nicht aus, wie viele Zeitarbeitnehme- 
rinnen und Zeitarbeitnehmer in einzelnen Monaten von den Erlaubnisinhabem 
nach Deutschland entsandt bzw. verliehen wurden. 

Antwort zu den Fragen 16a und 16b 

Die Bundesregierung hat am 7. Dezember 2011 beschlossen, dass Deutschland 
die Übergangsbestimmungen des Beitrittsvertrages mit Bulgarien und Rumä- 
nien zur Arbeitnehmerfreizügigkeit und zur Arbeitnehmerentsendung in den 
Sektoren Bau, Gebäudereinigung und Innendekoration in der Zeit vom 1. Ja- 
nuar 2012 bis zum 31. Dezember 2013 in Anspruch nehmen wird. Die Bundes- 
regierung wird der Europäischen Kommission entsprechend den Vorgaben des 
Beitrittsvertrages vor dem 1. Januar 2012 eine entsprechende Mitteilung ein- 
schließlich Begründung übermitteln. 


17. Wie will die Bundesregierung auf die von Herrn Pampel-Jabrane (Bundes- 
finanzdirektion Mitte) auf dem Symposium „Sechs Monate volle Frei- 
zügigkeit - eine erste Zwischenbilanz“ am 2. November 2011 in Berlin ge- 
tätigte Aussage, dass viele Verfahren bezüglich von der Finanzkontrolle 
Schwarzarbeit entdeckter Verstöße gegen die Einhaltung von Mindest- 
löhnen und gegen Bestimmungen des Arbeitnehmer-Entsendegesetzes 
eingestellt werden, weil die Staatsanwälte und Richter mit den Verfahren 
überfordert sind, reagieren? 

Eterr Pampel-Jabrane hat eine derartige Aussage nicht getätigt. Die Bundes- 
regierung sieht daher keine Veranlassung zu reagieren. 


18. Wie hoch waren die von der Finanzkontrolle Schwarzarbeit verhängten 
Bußgelder wegen Verstößen gegen die Einhaltung von Mindestlöhnen und 
gegen Bestimmungen des Arbeitnehmer-Entsendegesetzes in den ver- 
gangenen Jahren, in wie vielen Fällen wurde dagegen geklagt, in wie 
vielen Fällen waren diese Klagen erfolgreich, und um welche Summe ha- 
ben sich die Bußgelder auf diese Weise reduziert? 

In den Jahren 2009 und 2010 wurden Geldbußen und Verfallbeträge wegen 
Verstößen gegen Mindestlöhne und Bestimmungen des Arbeitnehmer-Entsen- 
degesetzes wie folgt festgesetzt: 


Deutscher Bundestag — 17. Wahlperiode 


-7- 


Drucksache 17/8222 


Geldbußen wegen Verstößen 

2009 

2010 

wegen AEntG insgesamt 

31,4 Mio. Euro 

1 8,5 Mio. Euro 

darunter wegen Mindestlohn 

27,2 Mio. Euro 

14,9 Mio. Euro 


Die statistischen Auswertungen lassen nur Gesamtaussagen zu und stellen kei- 
nen Verfahrensablauf dar, so dass Betrachtungen einzelner Verfahren nicht 
möglich sind. Die Anzahl der aus Einsprüchen resultierenden Gerichtsverfah- 
ren und deren Ergebnisse werden statistisch nicht erfasst. 

ln den Jahren 2009 und 2010 wurden Einsprüche gegen Bußgeld- und Verfall- 
bescheide wegen Verstößen gegen Mindestlöhne und Bestimmungen des Ar- 
beitnehmer-Entsendegesetzes wie folgt eingelegt: 


Einsprüche 

2009 

2010 

wegen AEntG insgesamt 

1 034 

850 

darunter wegen Mindestlohn 

557 

321 


19. Wie viele Kontrollen zur Einhaltung von Mindestlöhnen und der Bestim- 
mungen des Arbeitnehmer-Entsendegesetzes wurden bis Oktober 2011 
durchgeführt (bitte nach Branchen und Monaten differenzieren)? 

Zu den Kontrollen zur Einhaltung von Mindestlöhnen und der Bestimmungen 
des Arbeitnehmer-Entsendegesetzes in den Jahren 2009 und 2010 wird auf die 
Antwort der Bundesregierang zu Frage 9 der Kleinen Anfrage der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DlE GRÜNEN „Ergebnisse der Finanzkontrolle Schwarzarbeit“ 
(Bundestagsdracksache 17/6219) verwiesen. 

Im Jahr 2011 lagen Mindestlohnregelungen vor für 

— Abfallwirtschaft einschließlich Straßenreinigung und Winterdienst 

- Bauhaupt- und Baunebengewerbe 

- Gebäudereinigung 

- Pflegebranche 

— Sicherheitsdienstleistungen (ab Juni 2011) 

— Wäschereidienstleistungen im Objektkundengeschäft. 

Zur Anzahl der Kontrollen zur Einhaltung von Mindestlöhnen und der Bestim- 
mungen des Arbeitnehmer-Entsendegesetzes im Jahr 2011 wird auf Tabelle 19 
in der Anlage verwiesen. 


20. Wie reagiert die Bundesregierung auf deutsche Personaldienstleister, wie 
beispielsweise die APS Connect GmbH, wenn diese mit deutlich niedrige- 
ren Lohnerwartungen ausländischer Beschäftigter wirbt und damit offen- 
sichtlich Angebote zum Lohndumping unterbreitet, und wenn keine Reak- 
tion erfolgt, warum nicht? 

Die Arbeitnehmerüberlassung basiert auf dem Prinzip eines generellen Verbots 
mit Erlaubnisvorbehalt. Die Durchführung des AÜG obliegt dabei der Bundes- 
agentur für Arbeit. Sofern ein Personaldienstleister, der im Besitz einer Erlaub- 
nis nach dem AÜG ist, den anwendbaren tarifvertraglichen Lohn unterschreitet 
oder den Gleichstellungsgrandsatz bei der Überlassung nicht beachtet, können 
Tatsachen vorliegen, die die Aimahme rechtfertigen, dass der Erlaubnisinhaber 
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nicht die erforderliche Zuverlässigkeit besitzt, ln diesen Fällen kommen erlaub- 
nisrechtliche Konsequenzen (z. B. Auflage, Widerruf) in Betracht. Ein wichtiges 
Instrument für die Bekämpfung von Lohndumping im Bereich der Arbeitneh- 
merüberlassung ist das Instrument einer verbindlichen Lohnuntergrenze nach 
§ 3a AÜG. Damit wird eine einheitliche untere Grenze für die Entlohnung von 
Zeitarbeitnehmerinnen und Zeitarbeitnehmem sicheigestellt. 


21. Zu welchen Ergebnissen ist die Task Force zur Bekämpfung des Miss- 
brauches der Dienstleistungs- und Niederlassungsfreiheit zwischenzeitlich 
gelangt, und welche konkreten Maßnahmen wurden ergriffen? 

Zur Task Force wird auf die Antwort der Bundesregierang zu Frage 16 der 
Kleinen Anfrage der Fraktion DIE LINKE. „Arbeitnehmerfreizügigkeit ab dem 
1. Mai 2011“ (Bundestagsdracksache 17/5863) bzw. auf die Antwort zu den 
Fragen 18 bis 20 der Kleinen Anfrage der Fraktion DIE LINKE. „Umgehung 
des deutschen Arbeitsrechts im Rahmen entsandter Arbeit“ (Bundestagsdrack- 
sache 17/2781) verwiesen. Neuere Erkenntnisse, die weitere Maßnahmen erfor- 
dern würden, liegen der Bundesregierung nicht vor. 


22. Wie viele Beschäftigte arbeiten derzeit bei der Finanzkontrolle Schwarz- 
arbeit, und wie viele davon sind im operativen Bereich tätig (bitte nach 
Standorten aufschlüsseln)? 

Derzeit sind bundesweit 6 424 Beschäftigte im Bereich der Finanzkontrolle 
Schwarzarbeit (FKS) tätig, davon 6 239 im operativen Bereich. Die Aufteilung 
bezogen auf die Bundesfinanzdirektionen (BFD) und Hauptzollämter (HZA) 
wird in Tabelle 22 im Anhang dargestellt. 


23. Wie hat sich die Anzahl der Beschäftigten bei der Finanzkontrolle 
Schwarzarbeit in den letzten Jahren entwickelt, und wie sieht dies speziell 
für die Beschäftigten im operativen Bereich aus (bitte nach Planstellen und 
tatsächlich besetzten Stellen sowie nach Standorten aufschlüsseln)? 

Bezüglich der bundesweiten Entwicklung der Beschäftigten im Bereich Finanz- 
kontrolle Schwarzarbeit in den Jahren 2009 bis 2011 wird auf die Antwort der 
Bundesregierung zu Frage 2 der Kleinen Anfrage der Fraktion BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN „Ergebnisse der Finanzkontrolle Schwarzarbeit“ (Bundestags- 
dracksache 17/6219) verwiesen, zur Anzahl der Planstellen und Stellen der 
FKS in den Jahren 2004 bis 2011 wird auf die Antwort der Bundesregierung zu 
Frage lOd der Kleinen Anfrage auf Bundestagsdracksache 17/5863 verwiesen. 
Eine weitere Aufschlüsselung der Beschäftigungszahlen der Vorjahre nach FKS- 
Standorten ist nicht möglich, da die Kosten- und Leistungsrechnung (KLR 
Zoll) sowie das Personalverwaltungssystem dies nicht vorsehen. Die Dienst- 
postenausstattung der FKS, nach Kostenstellen geordnet, wird in Tabelle 23 im 
Anhang dargestellt. 


24. Nach welchen Kriterien wird der Personalbedarf der unterschiedlichen 
Standorte bestimmt, und werden hier (derzeit oder zukünftig) die im Jahr 
2010 erhobenen Strukturdaten (wie Einwohnerzahl, Zahl der Erwerbstäti- 
gen etc.) zu Grunde gelegt bzw. werden die Bedarfszahlen der einzelnen 
Standorte auf Basis dieser Daten angepasst? 

Für die Bewertung des Personalbedarfs an einzelnen Standorten werden fol- 
gende Kriterien mit unterschiedlicher Gewichtung berücksichtigt: 
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— Fläche des Bezirks, 

— Bevölkerung, 

— BIP in Mio. Euro, 

— sozialversicherungspflichtig Beschäftigte, 

— Empfänger von Sozialleistungen nach dem SGB II und 111, 

— Zahl der Arbeitslosen, 

— Zahl der aktiven Betriebsnummem bei der Arbeitsagentur, 

— durchschnittliche Schadenssumme je Arbeitskraft. 

Eine Anpassung in regelmäßigen Abständen ist vorgesehen. 


25. Wie viele Stellen sind bei der Finanzkontrolle Schwarzarbeit derzeit nicht 
besetzt (bitte nach Standorten aufschlüsseln)? 

a) Wamm wurden diese Stellen nicht besetzt? 

b) Wie sehen die Ausschreibungsverfahren aus? 

Derzeit sind bei der FKS 579 Dienstposten unbesetzt. Die Verteilung nach 
Hauptzollämtern und Bundesfmanzdirektionen wird in Tabelle 25 im Anhang 
dargestellt. 

Antwort zu Frage 25 a 

Auf die regelmäßig in diesem Bereich vorgenommenen Ausschreibungen ha- 
ben sich nicht in ausreichendem Umfang geeignete Bewerber für jeden Dienst- 
posten beworben. Eine übliche Personalfluktuation (z. B. Altersabgänge, Be- 
werbungen auf andere Dienstposten, Altersteilzeit im Blockmodell) löst eben- 
falls, zumindest vorübergehend, in einem gewissen Umfang Vakanzen aus. 

Antwort zu Frage 25b 

Die Ausschreibung von Dienstposten in der Zollverwaltung richtet sich nach 
der Regelung für die Ausschreibung und Besetzung von Dienstposten in der 
Zollverwaltung und der Bundesmonopolverwaltung für Branntwein (ARZV) 
vom 23. Juni 2010. Danach wird zunächst geprüft, ob der Dienstposten zeitnah 
(wieder) zu besetzen ist und ob gegebenenfalls Änderangen des Aufgabenin- 
halts und/oder der Bewertung vorzunehmen sind. 

Anschließend werden die Dienstposten der Besoldungsgrappen A 6/A 8 (mitt- 
lerer Dienst) und A 9g/A 11 (gehobener Dienst) im Bezirk der örtlichen Be- 
hörde und bei den Mittelbehörden, die Dienstposten A 9m/A 9m+ Z (mittlerer 
Dienst) und A 12 (gehobener Dienst) im Bezirk der Mittelbehörden und A 13g 
(gehobener Dienst) bundesweit ausgeschrieben. 

Ist die Ausschreibung auf örtlicher Ebene bzw. Bezirksebene erfolglos, wird in 
Führungsklausuren festgelegt, ob, und wenn ja, welche Dienstposten darüber 
hinaus bezirks- bzw. bundesweit ausgeschrieben werden. 

Die Entscheidung über die im Rahmen einer Stellenausschreibung zu treffende 
Personalauswahl obliegt der ausschreibenden Behörde und erfolgt im Rahmen 
der ARZV. 

Erfolgt im Ausschreibungsverfahren keine Nachbesetzung, sind die freien 
Dienstposten gemäß § 19 des Haushaltsgesetzes 2011 in erster Linie Bedienste- 
ten anzubieten, die bei anderen Bundesbehörden wegen Aufgabenrückgangs 
oder wegen der Auflösung der Behörde entbehrlich geworden sind. 
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Bleiben nach Berücksichtigung des vorgenannten Personenkreises Dienstpos- 
ten unbesetzt und sind entsprechende Planstellen vorhanden, werden Dienst- 
posten extern ausgeschrieben. 


26. Plant die Bundesregierung für die Jahre 2012 und 2013 eine finanzielle 
und personelle Aufstockung der Finanzkontrolle Schwarzarbeit (bitte nach 
Standorten aufschlüsseln)? 

a) Wenn ja, in welcher Höhe, und um wie viele Stellen (bitte operative 
Stellen gesondert ausweisen)? 

b) Wenn nicht, wie begründet sie dies? 

Auf die Antwort der Bundesregierung zu Frage 2 der Kleinen Anfrage der Frak- 
tion DIE LINKE. „Ergebnisse der Finanzkontrolle Schwarzarbeit“ (Bundestags- 
drucksache 17/6219) wird verwiesen. 

Die Prüfungen der Lohnuntergrenze durch die Behörden der Zollverwaltung be- 
dingen einen zusätzlichen Personalbedarf von 156 Arbeitskräften mit entspre- 
chendem Sachmittelbedarf. Dieser Bedarf wurde für das Jahr 2012 anerkannt. 
Zur Übernahme von Personal aus Personalüberhängen in Bundesbehörden dür- 
fen unterjährig bis zu 156 Planstellen/Stellen einschließlich Ausgabemitteln in 
das Kapitel 08 04 umgesetzt werden. 

Aus dem Einstellungsjahrgang 2011 ist beabsichtigt, 100 Nachwuchskräfte des 
gehobenen Dienstes (g. D.) und des mittleren Dienstes (m. D.) dem Arbeitsbe- 
reich FKS zuzuführen. Davon werden auf Grund des dreijährigen Vorberei- 
tungsdienstes im Jahr 2014 insgesamt 33 Nachwuchskräfte des g. D. und auf 
Grund des zweijährigen Vorbereitungsdienstes im Jahr 2013 insgesamt 67 Nach- 
wuchskräfte des m. D. dem Arbeitsbereich FKS zugeführt. 

Für das Einstellungsjahr 2012 ist geplant, ebenso zu verfahren. 

Im Ergebnis sollen damit dem Arbeitsbereich FKS bis zum Jahr 2015 (g. D.) 
bzw. 2014 (m. D.) insgesamt 200 Nachwuchskräfte zugeführt werden. 


27. Wie verhält sich die Bundesregierung zur Forderung der Sozialpartner im 
Baugewerbe, eine verpflichtende technische Aufzeichnung der Arbeits- 
zeiten einzuführen, damit die Finanzkontrolle Schwarzarbeit Verstöße ge- 
gen die Praxis, Vollzeitbeschäftigte nur als Teilzeitbeschäftigte zu melden, 
praktisch ahnden kann? 

Der Bundesregierung ist außer einem sehr allgemein gehaltenen Diskussions- 
beitrag ein entsprechender prüffähiger Vorschlag der Sozialpartner im Bauge- 
werbe nicht bekannt. Er bedürfte je nach Ausgestaltung einer vertieften Prü- 
fung auf seine Vereinbarkeit mit der Dienstleistungsfreiheit. 


Tabelle 1: Sozialversicherungspflichtig beschäftigte AuslHnder nach Geschlecht und Wirtschaftszweig 
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Anlage 



Tabelle 2 : Sozialversicherungspflichtig beschäftigte Ausländer nach Geschlecht und Bundesland 
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Tabelle 3: Sozialversicherungspflichtig Beschäftigte - insgesamt und darunter in der Arbeitnehmerüberiassung 
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Bis zum Ablauf von drei Kalenderjahren nach Auswertungsstichtag bzw. -Zeitraum haben Ergebnisse aus der Beschäftigungsstatistik den Status "vorläufig" © Statistik der Bundesagentur für Arbeit 


Tabelle 4: Ausschließlich geringfügig beschäftigte Ausiänder nach Geschlecht und Bundesland 
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Tabelle 5: Top Ten der Berufe - sozialversicherungspflichtig beschäftigte Ausländer 
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Bis zum Ablauf von drei Kalenderjahren nach Auswertungsstichtag bzw, -Zeitraum haben © Statistik der Bundesagentur für Arbeit 

Ergebnisse aus der Beschäftigungsstatistik den Status "vorläufig". 
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Bis zum Ablauf von drei Kalenderjahren nach Auswertungsstichtag bzw. -Zeitraum haben © Statistik der Bundesagentur für Arbeit 

Ergebnisse aus der Beschäftigungsstatistik den Status "vorläufig". 


Tabelle 7: Existenzgründungen von Einzelunternehmen von Januar bis August 2011 nach Staatsangehörigkeit der Gründer/innen 
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Quelle: IfM Bonn (Basis: Gewerbeanzeigenstatistik des Statistischen Bundesamtes) 


Tabelle 12a: Gewerbeanmeldungen 2008 bis 2010 in Deutschland nach B undesländern 


Drucksache 17/8222 


- 18- 


Deutscher Bundestag - 17. Wahlperiode 


c 

(U 

D) 

C 

3 

0 

E 

c 

ro 

0 

JQ 

0 

5 

0 

O 


o 

CM 


CD 

O 

O 

CM 


ro 

N 

c 

< 


00 

o 

o 

CM 


CO 


O 

CD 

N" 

CM 

LO 

CO 

LO 

CO 

LO 


o 

CO 

00 

00 

<o 

CO 

CO 

CO 

cn 

o 


CN 

CO 


h- 

o 


o 

CO 

o 

C"> 

T— 

U) 

00 

o 

CO 

CO 

CM 

CO 

CO 

N- 

CD 


CO 

00 


CM 

o 

CM 

LO 



OD 


Oü 

(T) 

CD 


rsi 

CO 


C7> 

CO 


cd 

T— 

cd 

00 

CD 

CM 

hJ 

CM 

cd 


o 

ID 


CM 


CN 



N- 

K 

’M* 


CO 

T— 

C') 

T- 

(O 

o 

LO 

















oo 

h- 



cn 


CN 

CO 

o 

C0 

O) 

O 

OO 

oo 

CD 

o 




u> 

in 

o 

<N 

cn 

LO 

LO 

CD 

LO 

CN 

CO 

’T" 

CM 

o 

CO 

C^) 

CO 


LO 


LO 

CD 


CD 

CD 

CO 

CO 

CN 


o 

O) 

CO 

CN 

CO 

CD 

T“ 

CN 

■sT 


Oü 

U) 

CD 

CD 


CO 

CO 

CN 

cd 



csi 

CM 

cd 

od 

dJ 

Csi 

00 



cd 

o 

m 


CN 


CN 




00 

N" 


CO 

T“ 

C") 


<o 

o 

LO 

















00 

r- 


CD 

CO 

00 

N" 

cn 


00 

CO 

cn 

N- 

CD 


CD 

CM 




T” 

o 


o 


CD 

in 

oo 

CO 

00 

CO 


O 


CN 

CM 


o 

oo 

CO 

U) 

■sf 

T“ 





(J> 

LO 

CD 

o 


o 

UD 

CD 

o 

o 

CM 

C3> 

C'} 

LO 

CO 


CO 

CD 

CM 

LO 


CD 

in 

CD 

ai 

cd 

CD 

T“ 

cd 

CO 

cd 

cd 

o 



CN 


CN 



t^ 


N" 


CO 

T— 

CO 


CO 


lO 


T“ 








X“ 







oo 

CD 



















c 

c 

O) 

0 







cL 


C 

0 

CD 





c 

0 



“ 

0 

ÜD 

0 

CD 

E 







o 

> 

C 

Ü) 

N 



"cd 

to 



sz 

E 

0 

4—» 



O) 




p 

0 

(/) 

0 

V». 

D. 



c 

o 

X 


XJ 

c 

o 

0 

o 

5 

j 

C 

0 

■D 

c 

0 


3 

C 

0 

■D 

C 

CD 

C 

0 

E 

0 

D5 

L_ 

D 

iO 

E 

c 

0 

CD 

(/) 

D 

c 

0 

o 

o 

CD 

(/) 

V— 

0 

■Q 

0 

C 

‘0 

•o 

1 

■D 

C 

CD 

C 

*0 

■D 

c 

JD 

CD 

c 

0 

</) 

JZ 

c; 

< 

1 

c 

0 

</) 

o 

1 

Ui 

5 

0 

0 

JZ 

c 

0 

03 

C 

'w 

:3 

re 

£ 

U 

Iß 

3 

“d 

c 

D 

CD 

si 

:3 

■D 

C 

:(D 

_) 

0 

3 

CD 

CD 

0 

CD 

0 

0 

o 


ro 

CD 

re 

Ü 


0 

0 

CQ 

CD 

CD 

CD 

CD 

X 

X 


iz 

z 

q: 

CD 

Cd 

Cd 

Cd 

1- 

Q 

Li. 

z 


c 

o 

D) 

0 

q: 


1) Ohne Automatenaufsteller und Reisegewerbe. Ohne Freie Berufe. 

Quelle: Statistisches Bundesamt: Gewerbeanzeigenstatistik, Wiesbaden, verschiedene Jahrgänge; Berechnungen des IfM Bonn 


Deutscher Bundestag — 17. Wahlperiode 


- 19- 


Drucksache 17/8222 



3 

0) 

CD 

0 


0 

k- 

0 

5 

0 

O) 

0 

0 

'0 

q: 


0 

3 

0 


< 

0 

C 

x: 

O 


c 

c 

o 

GQ 


0 

“D 

C 

0 

O) 

c 

3 

C 

Ü 

0 

0 

CO 

0 

O) 

c 

O) 


0 

■D 

0 


0 

> 


0 

■Q 

0 

n 

if) 

0 


C 

0 

O) 

■0 

N 

C 

0 

0 

*9 

0 

$ 

0 

(D 

£ 

0 

(/) 

0 

■D 

C 

3 

CD 

0) 

0 


Cft 

0 

5) 


0 

3 

o 


Tabelle 12c: Gewerbeanmeldungen 2008 bis 2010 in Deutschland nach Wirtschaftszweigen 


Drucksache 17/8222 


-20- 


Deutscher Bundestag - 17. Wahlperiode 



in 

o 


h*. 

T- CO 

T- 

<35 

h*. 

CM 

CD 

<35 

CM 

oo 

CD 

in 

T— 

CO 

D 

in 

o 

00 

<35 


<35 

0^5 


CO 


CO 

CD 

oo 

CM 



ff5 

<35 

CM 

<^5 

CD 

CD 

CO 


00 

CD 


CO 

CD 



CO 

r-- 

in 

00 

05 

in 


o 


T“ 

T“ CM 

CO 



CM 

h- 

CM 

in 

CM 

o 

00 

00 

CM 


CO 

M- 


o 

<35 

CM 

CD 

CO 

CO 

T— 

oo 

o 




r- 

CD 


















00 


CT> 


O 

<D 

CM 


CO 

CD 

CD 


CD 

in 

CM 


00 T- 

co o 

00 O) 
O CO 
CO M- 


CO in 

T- h« 

r«“ CD 
o o 

CM CO 


O 

CM 

M- 


in 

h- 

CO 

00 


CM 

CO 


CD 

in 

CO 

in 

o 

CM 


CO 

CO 

CM 

CM 

O 

CM 


CD ^ O 

CM in in 

CM Tf 00 
CD in 
CM CD CO 


CD CD 
O O CO 
00 

CM CD 
CM CD CO 


CO 

r- 

CO 


00 

in 

00 

00 

CO 


CM 

in 

■M* 

h- 


O 


CM 

CD 

CO 

00 


CM 

h- 

CO 

CO 

00 


CD 

CD 

Gi 

CM 

O 


o> 

00 

h*. 

<35 


<35 CO ■»- 
CD ^ CO 
CM 'M' 


in CM o 
CO CD 
h- ^ CO 
00 


CD 

C35 

CO 

00 


00 

o 

in 

h- 


0) 

sz 

o 

<0 

ü_ 

4=r 

Cü 


■D 

c 

3 

C 

d) 

c 

05 

W 

c 

o 

> 


■C b 




C 



o 


*D 

> 


c 

05 


3 

c 


1 

3 


w 

d5 

05 


(/5 



(/) 

05 

d5 

.Q 

CD 

</5 

5 

.o 

d) 

CD 

CD 

< 

"O 

$ 

. _ 

c 

d5 

05 05 

3 


c 

0) 

cn 

c 

3 

N 


05 


$ 

d5 


ü 

C 

3 

C 

3 

05 

3 


05 

C/5 

O 


(/5 

05 

05 

C 

E 


N 

(/> 

o 

LL 

T5 

c 


05 

T3 

C 

o 

(/5 

u. 

O 

(0 

3 

05 

o 

ü 

c/5 

05 

.O 


■o 

3 


05 

05 

o 




CD 

O 

C 

3 

3 

CD 

JO 

C 

d) 

JO 

> 

05 

05 

05 

CO 

c 

> 

(D 

5 

05 

c/> 

■6 

05 

05 

CD 


c/5 

"cd 

§ 

05 


c 

CD 

u. 

05 

■o 

05 

<D 

C 

CD 

•+— 

.Q 

E 

3 

CD 


C 

0 

> 

L_ 

3 

TO 

L_ 

Cö 

Q. 

0) 

(T 

T3 

C 

3 

C35 

C 

3 

ro 

1 I 

iS 

1/5 m 

.E N 


c 

o 


0) 

CJ) 

CO 

0) 

“o n 

i $ 


C 

05 

(/5 

CD 

C $ 
d) (/) 
0> 05 

c c 


-J 00 UJ > LJJ 


.. TO 2 
CO X i«: 


^ (U TO 
TO 05 E 
^ m O 

d) (0 M— 

> O S 


(/> 

c 

LL. 0) 

C ^ 

O . 

> ^ CO 

=> 3^ 

^’o 

C CO 

■£ d) »r 

UJ > O 


C 

<15 

Ü 

c I 

^ 8 


T3 

C 

3 


C 

d5 

.c 

o 

<ü 

.c 

o 

CO 

tr 


■O 

c 

3 


d5 

-9 

d) C 

> 

o) 2 

§ 'S 

5. TO 

.2 TO 

^ TO 

•p <0 


c 

d) 

05 

to 

o 

o 

CO 

c 

o 

> 

05 

c 

3 

05 

c 


5 Q LU 


c 

05 

(0 

05 

~ J 

5 i5 

~ N 

t o 

TO C/5 
C D c 
? c ' 

C ^ CO 
05 QJ 

if 

s 1 

Q LU O 


05 

05 

C 

3 

C 

CD 

3 

T3 

O 

05 


tr 

UJ 

05 

> 

*o 

c 

CD 


C 

05 

c 

3 


ro 

■<5 

05 


> 

05 

0 

C 

r 

D 

<5 


C 



3 

!t= 

ii: O 


c 

05 

05 

c 

3 


E 

- • a; 


CO 

o 

o 

CM 

N 


< CQ o Q UJ 


o 


X — -5 


0. O er 


CD 

+ 

o 


1) Ohne Automatenaufsteller und Reisegewerbe. Ohne Freie Berufe. 

Quelle: Statistisches Bundesamt: Gewerbeanzeigenstatistik, Wiesbaden, verschiedene Jahrgänge 
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1) Ohne Automatenaufsteller und Reisegewerbe. Ohne Freie Berufe, 

Quelle: Statistisches Bundesamt: Gewerbeanzeigenstatistik, Wiesbaden, verschiedene Jahrgänge 
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Tabelle 22: Beschäftigte im Bereich der FKS nach Standorten 
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Beschäftigte 

212 

66 

215| 

m 

CO 

(O 

CM 

144 

00 

1481 

r-. 

CO 

175 

CO 

CO 

CO 

00 

CO 

CO 

00 

CO 

CO 

LO 

201 

CD 


[981 

05 

22 

CO 

o 

22 

CD 


6.424 

Standort (Kostenstelle) 

HZA Darmstadt 

HZA Heilbronn 

HZA Karlsruhe 

HZA Koblenz 

HZA Lörrach 

HZA Saarbrücken 

HZA Singen 

HZA Stuttgart 

HZA Ulm 

HZA Augsburg 

HZA Erfurt 

HZA Landshut 

HZA München 

HZA Nürnberg 

HZA Regensburg 

HZA Rosenheim 

HZA Schweinfurt 


nicht operativer Bereich (Bundesfinanzdirektionen) insgesamt 

BFD Nord 

BFD Mitte 

BFD West 

BFD Südwest 

BFD Südost 


FKS insgesamt 




























Beschäftigte 

6.239 

CM 

C75 

CM 

96 

CO 

o 

00 

CM 

96 

05 

05 
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CO 

CM 

CO 

oo 

T“ 

CO 

CM 

206 

in 

CO 

00 

c:^ 

CO 

001 

o 

o 

CM 

o 

o 

CM 

170 

081 

a> 

891 

CO 

in 

CO 

00 


Standort (Kostenstelle) 

operativer Bereich (Hauptzollämter) insgesamt 

HZA Bremen 

HZA Hamburg-Hafen 

HZA Hamburg-Stadt 

HZA Itzehoe 

HZA Kiel 

HZA Oldenburg 

HZA Stralsund 

c 

CD 

CD 

X 

HZA Bielefeld 

HZA Braunschweig 

HZA Dresden 

HZA Hannover 

HZA Magdeburg 

HZA Osnabrück 

HZA Potsdam 

HZA Frankfurt (Oder) 

HZA Aachen 

HZA Dortmund 

HZA Duisburg 

HZA Düsseldorf 

HZA Gießen 

HZA Köln 

HZA Krefeld 

HZA Münster 



Tabelle 23: Dienstpostenausstattung der FKS nach Kostenstellen 
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besetzte 

Dienstposten 

208 

96 

212 

CO 

CD 

119 

CO 

CO 

00 

T~ 

CO 

T“ 

CD 

CD 

LO 

CO 

CM 

CD 

CD 

CM 

CO 

CO 

144 

196 

119 


177 

00 

"T“ 

22 

98 

22 



6,211 

Standort (Kostenstelle) 

HZA Darmstadt 

HZA Heilbronn 

HZA Karlsruhe 

N 

C 

0) 

0 

1 

HZA Lörrach 

HZA Saarbrücken 

HZA Singen 

HZA Stuttgart 

HZA Ulm 

HZA Augsburg 

HZA Erfurt 

HZA Landshut 

HZA München 

HZA Nürnberg 

HZA Regensburg 

HZA Rosenheim 

HZA Schweinfurt 


nicht operativer Bereich (Bundesfinanzdirektionen) insgesamt 

BFD Nord 

BFD Mitte 

BFD West 

BFD Südwest 

BFD Südost 


FKS insgesamt 




























besetzte 

Dienstposten 

CO 

o 

CD 

06 

T“ 

CM 

CD 

16 

r-- 

T“ 

36 

CM 

CO 

CM 

CM 

177 

124 

CO 

o 

CM 

CD 

CM 

CD 

CD 

CO 

Z6 

CD 

86 

200 

CO 

CD 

T“ 

LO 

CD 

00 

CM 

LO 

T“ 

LO 

CO 


Standort {Kostenstelle) 

operativer Bereich (Hauptzollämter) insgesamt 

HZA Bremen 

HZA Hamburg-Hafen 

HZA Hamburg-Stadt 

HZA Itzehoe 

HZA Kiel 

HZA Oldenburg 

HZA Stralsund 

HZA Berlin 

HZA Bielefeld 

HZA Braunschweig 

HZA Dresden 

HZA Hannover 

CD 

0) 

■o 

CD 

CD 

I 

HZA Osnabrück 

HZA Potsdam 

HZA Frankfurt (Oder) 

HZA Aachen 

HZA Dortmund 

HZA Duisburg 

HZA Düsseldorf 

HZA Gießen 

HZA Köln 

HZA Krefeld 

HZA Münster 
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